
Bedingungen der Versetzung (aus der „Verordnung über den Wechsel zwischen Schul-

jahrgängen und Schulformen der allgemein bildenden Schulen“ vom 3. Mai 2016) 

 

Versetzungen und Nichtversetzungen beruhen auf pädagogischen Erwägungen, die dazu bei-

tragen sollen, dass der Bildungsweg einer Schülerin oder eines Schülers mit der persönlichen 

Entwicklung, dem Lernverhalten und dem Leistungsvermögen übereinstimmt. Zugleich soll 

eine den Unterrichtszielen der Schule angemessene Leistungsentwicklung der aufsteigenden 

Klasse gesichert werden (vgl. §3). 

Eine Schülerin oder ein Schüler ist zu versetzen, wenn die Leistungen in allen Pflicht- und 

Wahlpflichtfächern mindestens mit „ausreichend“ bewertet worden sind. Nicht ausreichende 

Leistungen können unter bestimmten Bedingungen ausgeglichen werden (vgl. §3). 

Der Versetzungsentscheidung ist das am Ende des Schuljahres erteilte Zeugnis zugrunde zu 

legen. Die Noten in Fächern, die nur in einem Schulhalbjahr unterrichtet wurden, sind wie die 

Noten der ganzjährig unterrichteten Fächer zu berücksichtigen (vgl. §4). 

Ob die Klassenkonferenz von Möglichkeiten des Ausgleichs Gebrauch macht, steht in ihrer 

pflichtgemäßen Beurteilung. In die Beurteilung sind die unter pädagogischen und fachlichen 

Gesichtspunkten wesentlichen Umstände des Einzelfalles einzubeziehen und mögliche För-

dermaßnahmen zu berücksichtigen (vgl. §5). 


